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Elisabeth Klatzer und Christa Schlager

RÜCKWÄRTSGANG EINGELEGT: AUSMASS UND FOLGEN DER 
GESCHLECHTERPOLITISCHEN LÜCKE DER WIRTSCHAFTS-
POLITISCHEN STEUERUNG DER EUROPÄISCHEN UNION 

1	 EINLEITUNG

Die Europäische Union ist auch 60 Jahre nach Unterzeichnung der Römischen Verträge noch 

meilenweit von Gleichstellung entfernt. Das Europäische Institut für Geschlechtergleichstel-

lung (EIGE) kam 2015 zu dem Befund, dass die EU erst auf halbem Weg in Richtung Gleich-

stellung war – „halfway towards equality“ (EIGE 2015, 3). Seitdem geht es auch nur im Schne-

ckentempo vorwärts – „progress at a snail’s pace“ (EIGE 2017a, 1). Nur vier Mitgliedstaaten 

machen Fortschritte in allen sechs gemessenen Bereichen – Arbeit, Geld, Wissen, Zeit, Ge-

sundheit und Macht –1, die in den EIGE-Gleichstellungsindex einfließen. Und nur im Bereich 

Macht wurden – von einem niedrigen Niveau aus – nennenswerte Fortschritte gemacht (um 5 

Punkte auf 48,5 von 100 Punkten), aber noch immer liegt der Indexwert unter der Hälfte. Die 

Entscheidungsgewalt ist in den erstmals aufgenommenen Bereichen Medien, Forschung und 

Sport besonders stark in den Händen von Männern konzentriert. In anderen Bereichen zeigen 

sich nur minimale Fortschritte oder gar Rückschritte. Bei der Zeitverwendung für Pflege und 

Hausarbeit gab es in 20 EU-Staaten Rückschritte oder keinen Fortschritt (vgl. EIGE 2017b, 

10), noch immer tragen Frauen in diesen Bereichen die Hauptverantwortung. Insgesamt sind 

die Fortschritte seit der ersten Veröffentlichung des Gleichstellungsindex im Jahr 2005 gering. 

Diese Bilanz ist ernüchternd, war doch schon in den Gründungsverträgen der Europäischen 

Gemeinschaften die Gleichstellung von Frauen und Männern Thema. Der Grundsatz des glei-

chen Entgelts für Frauen und Männer bei gleicher Arbeit wurde bereits 1957 in den Römischen 

Verträgen festgeschrieben. Die Europäische Kommission verpflichtete sich bereits 1996 zum 

Ansatz einer durchgängigen Berücksichtigung der Geschlechterperspektive, dem Gender-

Mainstreaming (GM). Darüber hinaus wurde mit dem Vertrag von Amsterdam 1997 Gleichstel-

lungspolitik als Querschnittsziel vertraglich verankert. 

Die EU galt für manche von Anfang an als Motor gleichstellungspolitischer Aktivitäten, nicht 

zuletzt durch die Strategie des Gender-Mainstreamings (vgl. Rubery 2002). Gleichzeitig gab 

und gibt es von feministischer Seite große Skepsis gegenüber GM und den Gleichstellungspo-

litiken in der EU (vgl. z. B. Gubitzer/Schunter-Kleemann 2005; Wöhl 2011). Seit der Finanzkrise 

wird nunmehr auch von vormals in Bezug auf die Gleichstellungswirkung durch EU-Politiken 

hoffnungsvollen AutorInnen zunehmend eine Kehrtwende („U-Turn“) in der Gleichstellungspo-

litik der EU konstatiert (vgl. z. B. Karamessini/Rubery 2014). 

1	 Zusätzlich werden zwei „Satellitenbereiche“ erfasst – Gewalt und intersektionelle Ungleichheiten –, die aus me-
thodischen Gründen allerdings nicht in den zusammenfassenden Indikator einfließen. 
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Allerdings bleibt eine Bestandsaufnahme mit Fokus auf Gleichstellungspolitik immer an der 

Oberfläche. Zweifellos gab es in der letzten Dekade Rückschritte in der Frauen- und Gleich-

stellungspolitik, und es sind gravierende Auswirkungen der Austeritätspolitik auf die sozioöko-

nomische Situation von Frauen und auf die zunehmenden Ungleichheiten auf vielen Ebenen 

zu beobachten (vgl. z. B. Addabbo et al. 2018; European Parliament 2012; Karamessini/Rube-

ry 2014; Kurz-Scherf/Scheele 2013; Villa/Smith 2014; WBG 2013). Darüber hinaus muss aber 

grundsätzlich die Frage gestellt werden, ob die bisherigen Ansätze und Instrumente der EU-

Gleichstellungspolitik geeignet sind, wesentliche Fortschritte zu erzielen – oder ob nicht viel-

mehr die EU-Gleichstellungspolitik und dabei insbesondere das zentrale Instrument des Gen-

der-Mainstreamings grundlegende Konstruktionsdefizite aufweisen und dadurch Fortschritte 

nur „at the margins“2 – in Randbereichen – ermöglichen bzw. „dangerous liaisons“ (Fraser 

2009, 114) – gefährliche Verbindungen – mit neoliberalen Politiken eingehen. 

Weiters muss eine kritische Reflexion auch die gleichstellungspolitischen Wirkungen im Zu-

sammenspiel aller Politikbereiche in der EU reflektieren. Das heißt auch, den Blick auf jene 

Bereiche zu erweitern, in denen die Gleichstellungspolitik keine oder nur eine geringe Rolle 

spielt. Die EU ist ja im Kern eine Wirtschaftsunion. 

Für eine kritische Bilanz der Gleichstellungspolitik ist eine Erweiterung der Analyse auf die 

Budget- und Wirtschaftspolitik dringend nötig. Dabei ist es von zentraler Bedeutung, nicht nur 

den Stellenwert von Gleichstellungspolitik in diesem Bereich bzw. die Auswirkungen von Wirt-

schaftspolitiken auf Frauen und Geschlechterverhältnisse, sondern auch die Verfasstheit in 

Bezug auf die wirtschaftspolitischen Institutionen, Regeln und AkteurInnen im Blick zu haben. 

Im Mittelpunkt dieses Beitrages stehen die Analyse des geschlechterpolitischen Gehalts der 

EU-Wirtschaftspolitik mit Fokus auf die wirtschaftspolitische Koordinierung und die Frage, 

welchen Stellenwert Gleichstellungspolitik in der budget- und wirtschaftspolitischen Steue-

rung innerhalb der EU innehat. Der seit der Finanz- und Wirtschaftskrise erfolgte Um- und 

Ausbau der wirtschaftspolitischen Steuerung („Economic Governance“) der EU und dessen 

direkte und indirekte Auswirkungen auf die (Un-)Gleichstellung in der Europäischen Union 

rücken damit in den Fokus. 

Wir argumentieren, dass sich die gleichstellungspolitischen Ansätze, allen voran GM, aus dem 

Blickwinkel der EU-Budget- und -Wirtschaftspolitik als ungeeignet erwiesen haben, um Fort-

schritte in der Gleichstellungspolitik zu erzielen bzw. Rückschritte zu verhindern. GM als In

strument bzw. Prozess ist in dem – wie der Beitrag herausarbeitet – maskulin-autoritär konno-

tierten Regelwerk der „Economic Governance“ der EU nur kaum relevant. Die Ambivalenz des 

Instruments wird abermals sichtbar, ebenso wie der geringe Stellenwert von gleichstellungs-

politischen Zielen. Mit GM könnten bestenfalls die Gleichstellungswirkungen von Austeritäts-

maßnahmen dargestellt werden. Aber die in die Institutionen und Prozesse eingeschriebenen 

maskulinen Normen und die geschlechterblinden Flecken der Wirtschaftspolitik werden mit 

den vorhandenen Ansätzen sowohl theoretisch als auch praktisch nicht adäquat erfasst. Tat-

sächlich gibt es hier eine beträchtliche geschlechterpolitische Lücke, die bisher nicht erfasst 

wurde. Wir schlagen mit diesem Artikel vor, diese geschlechterpolitische Lücke in der wirt-

schaftspolitischen Steuerung, den „Gender-Governance-Gap“ in der EU, in den Fokus ge-

schlechterpolitischer EU-Forschung zu stellen. 

Im Hinblick auf eine theoretische Fundierung der Bestandsaufnahme und Bewertung der Gleich-

stellungspolitik und des Gender-Mainstreamings aus der Perspektive der Budget- und Wirt-

2	 In Anlehnung an die 1993 in Amsterdam organisierte Konferenz feministischer ÖkonomInnen „Out of the Margins“.
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schaftspolitik in der EU besteht eine Herausforderung darin, Ansätze der feministischen Makro-

ökonomie mit jenen anderer Disziplinen, insbesondere der politikwissenschaftlichen Geschlech-

terforschung, zu verbinden und weiterzuentwickeln. Analytische Ansätze, die „Strategic Silence“ 

(Bakker 1994) der wirtschaftspolitischen Regeln und Maßnahmen und des institutionellen Set-

tings in der EU analytisch zu durchdringen, sind nötig. Die Grundlagen dazu liefern einerseits 

Arbeiten der feministischen Ökonomie, die den Blick auf gesamtwirtschaftliche Zusammenhän-

ge und Geschlechterimplikationen lenken (vgl. z.  B. Bakker 1994; Bettio et al. 2013; Bettio/

Smith 2008; Elson 2002; Elson/Cagatay 2000; Elson/Warnecke 2011; Gubitzer 2006; Klatzer/

Schlager 2014; Löfström 2009; Williams 1994; Young/Bakker/Elson 2011). Andererseits hat die 

politikwissenschaftliche Geschlechterforschung zu europäischer Integration, Gender-Main

streaming, Staatlichkeit und Governance (vgl. u. a. Kreisky 2001; Sauer 2001; Wöhl 2011) be-

reits wesentliche Befunde herausgearbeitet, die es in eine feministische politökonomische 

Analyse zu integrieren gilt. Feministische Ansätze des Institutionalismus heben hervor, dass  

„[g]endered institutions are crucial for understanding power inequalities in public and political 

life“ (Mackay 2011, 182). Das erinnert uns daran, dass es darüber hinaus den geschlechtlichen 

Gehalt von wirtschaftspolitischen Institutionen auf EU-Ebene zu berücksichtigen gilt.

Aus dieser Literatur kristallisieren sich zentrale Dimensionen geschlechterpolitischer Relevanz 

im Hinblick auf die Analyse wirtschaftspolitischer Regeln, Politiken und Institutionen heraus. 

Daraus können folgende analytische Kategorien herausgearbeitet werden, um den Grad des 

„Gender-Governance-Gap“ in der EU zu erfassen: (1) explizite gleichstellungspolitische Politi-

ken und Regeln, (2) geschlechterpolitische Implikationen von – geschlechterblinden – wirt-

schaftspolitischen Regeln, Zielen und Konzepten, (3) geschlechterpolitischer Gehalt der zen

tralen wirtschaftspolitischen Institutionen und Prozesse, (4) geschlechterpolitische Wirkungen 

der Transformation der Rolle des Staates (Beschäftigung im und Funktionen und Größe des 

öffentlichen Sektors, Bereitstellung von öffentlichen Dienstleistungen und im Besonderen von 

Versorgungsleistungen – „Care“ –, die sich wandelnde Rolle von Staatlichkeit) sowie (5) Auswir-

kungen der wirtschaftspolitischen Empfehlungen und Maßnahmen im Rahmen der wirtschafts-

politischen Koordinierung der EU auf Lebensbedingungen und Geschlechterverhältnisse. Die-

se fünf Kategorien werden in der Analyse der Gleichstellungswirkungen und -implikationen der 

wirtschaftspolitischen Koordinierung in der EU (Economic Governance) herangezogen.

Ziel ist es darüber hinaus, aufbauend auf den Einsichten in die Defizite der bisherigen Gender-

Mainstreaming- und Gleichstellungspolitik Grundpfeiler für die künftige Geschlechterpolitik zu 

entwickeln. Dabei stellt sich insbesondere die Frage nach notwendigen Voraussetzungen da-

für, dass Gleichstellungspolitik in Hinkunft überhaupt wirksam werden kann. 

2	 GLEICHSTELLUNGSPOLITIK IN DER EUROPÄISCHEN UNION IN DER KRISE 

Für eine erste Bewertung von Gleichstellungspolitiken in der EU ist Jill Ruberys dreiteilige 

Klassifikation in adaptive, gleichstellungsorientierte und instrumentelle Politiken hilfreich:

„First, adaptive policy is aimed at adapting institutions to the changing reality of gender 

relations, which has developed its own momentum, autonomous from specific public 

policies […]. Second, equality policy is aimed at increasing gender equality of opportu-

nities and outcomes. Third, instrumental policy […] promotes gender equality either 
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because the policy goals require changes in behavior by gender or because it may 

provide additional legitimacy for policies aimed at other goals“ (Rubery 2015, 717).

Wiewohl im Zyklus politischer Prioritäten innerhalb der EU deutlich wird, dass es Phasen einer 

verstärkten Bedeutung von „adaptive policy“ und ansatzweise „equality policy“ im Bereich 

des Arbeitsmarktes bedingt durch die verstärkte Lohnarbeit von Frauen gab – insbesondere 

Ende der 1990er- bzw. Anfang der 2000er-Jahre –, hat der instrumentelle Charakter der EU-

Gleichstellungspolitik von Beginn an eine Rolle gespielt und ist gegenwärtig die einzige nen-

nenswerte Dimension, die – marginal – eine Rolle spielt. 

Bereits die Verankerung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Frauen und Männer in den 

Römischen Verträgen war ökonomisch motiviert: Susanne Schunter-Kleemann (1990) weist 

darauf hin, dass diese Bestimmung ihren Ursprung nicht in primär gleichstellungspolitischen, 

sondern vielmehr ökonomischen bzw. wettbewerbspolitischen Intentionen hat. Frankreich hat-

te sich zum damaligen Zeitpunkt nämlich als einziges Land gesetzlich zum Grundsatz des 

gleichen Entgelts verpflichtet (vgl. Schunter-Kleemann 1990, 5). Daher war Frankreich in Sorge, 

gegenüber anderen Staaten in einen Wettbewerbsnachteil zu geraten. Diese von Beginn an 

bezeichnende Konnotation von Gleichstellungspolitik mit der ökonomischen Rationalität bleibt 

im Grunde ein Charakteristikum der europäischen Gleichstellungspolitik. Die Umsetzung des 

Grundsatzes des gleichen Entgelts für Frauen und Männer bei gleicher Arbeit ist im Übrigen bis 

heute noch eine brennende gleichstellungspolitische Herausforderung geblieben.

Die Europäische Kommission verpflichtete sich 1996 zum Ansatz einer durchgängigen Be-

rücksichtigung der Geschlechterperspektive, dem Gender-Mainstreaming (GM):

„[Bei Gender-Mainstreaming] geht es darum, die Bemühungen um das Vorantreiben 

der Chancengleichheit nicht auf die Durchführung spezifischer Maßnahmen für 

Frauen zu beschränken, sondern zur Verwirklichung der Gleichberechtigung aus-

drücklich sämtliche allgemeinen politischen Konzepte und Maßnahmen einzuspan-

nen, indem nämlich die etwaigen Auswirkungen auf die Situation der Frauen bzw. 

der Männer bereits in der Konzeptionsphase aktiv und erkennbar integriert werden 

(Gender-Perspektive). Das bedeutet, dass diese politischen Konzepte und Maßnah-

men systematisch hinterfragt und die möglichen Auswirkungen bei ihrer Festlegung 

und Umsetzung berücksichtigt werden: so können die Politik der Entwicklungszu-

sammenarbeit, die Arbeitsorganisation, die Wahl des Transportmittels oder die Fest-

legung der Schulzeiten etc. beträchtliche differentielle Auswirkungen auf die Situati-

on der Frauen und Männer haben. Ihnen muss daher gebührend Rechnung getragen 

werden, damit die Gleichstellung von Frauen und Männern Fortschritte macht“ 

(Kommission der Europäischen Gemeinschaften 1996, 2 f.). 

Die Frage nach der Bedeutung und Reichweite von Gender-Mainstreaming und Gleichstel-

lungspolitik in der EU ist grundsätzlich aus zwei Blickwinkeln zu behandeln. Erstens stellt sich 

die Frage, ob bzw. wie sehr das in der EU zur Anwendung kommende Konzept von Gender-

Mainstreaming bzw. Gleichstellungspolitik potenziell geeignet erscheint, emanzipatorische 

Gleichstellungspolitik zu befördern (siehe dazu die Diskussion in den folgenden Absätzen). 

Zweitens ergibt sich die Frage, wie weit in zentralen Politikbereichen der EU GM angewandt 

wird bzw. welche gleichstellungspolitischen Implikationen praktisch damit verbunden sind 

(siehe nächster Abschnitt). 

Hinsichtlich des Konzeptes von GM in der EU und seinem gleichstellungspolitischen Potenzi-

al gibt es eine Fülle an Literatur (vgl. z. B. Rubery 2015; Walby 2005; Verloo 2005). Während 
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die Ursprünge von GM in der Überlegung lagen, emanzipatorische Anliegen in die institutio-

nellen Strukturen zu tragen (vgl. Frey 2004, 34), wird die Umsetzung zumeist anschlussfähig 

für den Mainstream. Schunter-Kleemann (2001) und Frey (2004) zeigen, dass GM aus seinem 

geschichtlichen Kontext heraus und in eine Kontinuität neoliberaler Strategien gerückt wurde 

und somit geschlechterpolitische Chancen vertan wurden. Im Zuge der Einführung des GM-

Konzepts in der EU wurde versucht, mehr Akzeptanz für das Thema Geschlechtergleichstel-

lung dadurch zu gewinnen, „da[ss] eine neue Markt- und Wettbewerbsrhetorik in die gesell-

schaftspolitische Auseinandersetzung eingeführt wird. Frühere sozialistische Begründungen 

für die Gleichstellung der Geschlechter, die auf soziales Unrecht und Gesetzesverletzungen 

verwiesen, werden wie heiße Kartoffeln fallengelassen“ (Schunter-Kleemann 2001, 23 f.). 

Die Definition der Kommission (1996, 2 f.) zeigt bereits die institutionelle Anpassung des Kon-

zeptes, indem darin ein verkürzter Ansatz zum Ausdruck kommt. Es geht darum, „die etwai-

gen Auswirkungen auf die Situation der Frauen bzw. der Männer bereits in der Konzeptions-

phase aktiv und erkennbar“ zu integrieren, „politische Konzepte und Maßnahmen systema-

tisch“ zu hinterfragen und „die möglichen Auswirkungen bei ihrer Festlegung und Umset-

zung“ zu berücksichtigen. Damit werden ursprünglich emanzipatorische Anliegen in ein 

technisches Instrumentarium der systematischen Analyse (u.  a. „Gender-Impact-Assess-

ment“ bzw. Genderfolgenabschätzung) gezwängt, dessen Ergebnisse „zu berücksichtigen“ 

sind. Fragen der Machtverhältnisse, des geschlechterpolitischen Gehalts der Institutionen 

und AkteurInnen sowie die essenzielle Frage der Veränderung der Entscheidungsprozesse – 

insbesondere die fehlende Schaffung von Räumen der Beteiligung von emanzipatorischen 

Kräften an der Entscheidungsfindung, der „lack of space for oppositional politics“ (Verloo 

2005, 345) – werden in der Definition ausgeklammert. 

Dieser konzeptionell eng gefasste Ansatz des GM3 schafft eine ideale Basis für eine instru-

mentelle Herangehensweise in der EU-Gleichstellungspolitik. So arbeitet Wöhl (2011) heraus, 

dass GM auf europäischer Ebene programmatisch ein Framing im neoliberalen Diskurs der 

Wettbewerbsfähigkeit und aktivierender angebotsorientierter Beschäftigungspolitiken erfah-

ren und Geschlechterbeziehungen nicht transformiert hat. Gleichstellungspolitiken wurden in 

neoliberale Strategien eingepasst und beispielsweise im Beschäftigungsbereich vor allem 

auf die Frage der Beschäftigungsfähigkeit reduziert. 

Auch die Erweiterungen der EU in diesem Jahrzehnt haben keine nachhaltigen Veränderun-

gen mehr in dieser Hinsicht gebracht. Bergmann/Willsberger (2004) betonen, dass bei der 

Erweiterungsrunde 2004 primär ökonomische Faktoren eine Rolle spielten. Während des 

Transformationsprozesses nach 1989 hat in den meisten neuen Mitgliedstaaten eine Umwäl-

zung hin zu sehr konservativen Mutterideologien stattgefunden – auch als Produkt des mas-

siven Abbaus von Frauenarbeitsplätzen. Dies und die geringe politische Partizipation der 

Frauen führten dazu, dass deren Anliegen wenig Gehör fanden (vgl. ebd., 65–67) und auch 

von dieser Seite keine Änderung der instrumentell neoliberalen Ausrichtung der Gleichstel-

lungspolitik herbeigeführt wurde.

Auf der und durch die EU-Ebene hat sich in den letzten beiden Jahrzehnten die wettbewerbs-

konforme Sicht der Gleichstellungspolitik sukzessive durchgesetzt. Diese reduziert sich mehr 

und mehr darauf, auf den ökonomischen Nutzen von Frauenerwerbstätigkeit und Gleichstel-

3	 Dieser Ansatz bleibt auch hinter der – wiewohl hinsichtlich der genannten fehlenden Dimensionen auch zu kurz 
greifenden – Definition des Europarates (Council of Europe 1998) zurück, insbesondere hinsichtlich der „(Re-)Or-
ganisierung von Politikprozessen“. 

Sozialpolitik in Diskussion, Band 20/2019: Seiten 44–59



48

lungspolitik zu fokussieren. Zu beobachten ist, dass Frauen- und Gleichstellungspolitik in der 

letzten Dekade verstärkt vor dem Hintergrund der dominanten europäischen Agenda der Ver-

besserung der gesamteuropäischen Wettbewerbsfähigkeit betrieben wird (vgl. Genetti 2010, 

203  f.) und damit die marktkonforme – instrumentelle – Gleichstellungspolitik eindeutig die 

dominierende geworden ist, wiewohl auch an den Rand gedrängt. 

3	 GESCHLECHTERPOLITISCHE LÜCKEN DER WIRTSCHAFTSPOLITISCHEN 
STEUERUNG DER EU – DER „GENDER-GOVERNANCE-GAP“

Es wäre irreführend, den Stellenwert von Gleichstellungspolitik in der Union nur anhand der 

expliziten gleichstellungs- und frauenpolitischen Dokumente zu bewerten. Denn abgesehen 

von der ökonomischen Grundierung der EU als Wirtschaftsgemeinschaft und Binnenmarkt 

werden mit der Wirtschafts- und Währungsunion, der vergemeinschafteten Geldpolitik (in der 

Eurozone) und der verstärkten „Economic Governance“ wirtschafts-, finanz- und währungspo-

litische Themen noch dominierender gegenüber sozialen und demokratiepolitischen Zielen in 

der EU. Zu analysieren wäre demnach, wie weit in diesen Bereichen im Sinne des umfassenden 

Gender-Mainstreaming-Auftrages Gender-Perspektiven integriert sind. Es zeigt sich, dass mit 

Ausnahme der – instrumentell auf erhöhte Beschäftigung von Frauen fokussierten – Arbeits-

marktpolitik die Bereiche der Wirtschafts-, Budget- und Geldpolitik weiterhin weitgehend ge-

schlechterblind bleiben. Und gleichzeitig haben diese geschlechterblinden Politiken einge-

schriebene geschlechterpolitische Schieflagen, „gender biases“ (vgl. Elson/Cagatay 2000; El-

son/Warnecke 2011; Young/Bakker/Elson 2011), sowie gravierende Auswirkungen auf Frauen 

und gefährden gleichstellungspolitische Errungenschaften durch ihre negativen Auswirkungen. 

3.1	 Die blinden Flecken der wirtschaftspolitischen Steuerung 

Die im Zuge der Krisenpolitik forcierte Economic Governance der EU zielt auf eine in zentralen 

Bereichen grundlegend umgestaltete und mit stärkerer Durchgriffsmacht von EU-Institutionen 

auf Mitgliedstaaten ausgestaltete wirtschaftspolitische Steuerung ab. Die wesentlichen Charak-

teristika dieser neuen wirtschaftspolitischen Steuerung sind (vgl. Klatzer/Schlager 2012, 27): 

•	 Regelgebundenheit mit hoher rechtlicher Bestandskraft, 

•	 einseitige Defizit- und Verschuldungsabbau-Ausrichtung, die zu Kürzungszwang 

und Abbau von Sozialstaatlichkeit führt,

•	 verstärkter Druck auf Löhne und Arbeitsrechte (unter der Formel „Wettbewerbs

fähigkeit“),

•	 ein hohes Maß an Übertragung heikler wirtschafts- und budgetpolitischer Ent-

scheidungskompetenzen auf demokratisch nicht legitimierte kleine elitäre Grup-

pen innerhalb der Bürokratie mit erheblichem Machtzuwachs der Finanzbürokratie 

in Kommission und Mitgliedstaaten, 

•	 Schaffung und Verstärkung intransparenter Prozesse ohne Möglichkeit der demo-

kratischen Einflussnahme bzw. Kontrolle.
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Abbildung 1: �Geschlechterdimensionen des Umbaus im Rahmen der Economic  
Governance der EU

Quelle: eigene Darstellung

Abbildung 1 zeigt das Zusammenspiel der Wirkungsmechanismen des Umbaus der Economic 

Governance, diese werden in den folgenden Abschnitten näher beleuchtet. 

Insgesamt werden damit wirtschaftspolitische Handlungsspielräume und -optionen durch 

schwer abänderbare Regeln stark eingeschränkt, und die ohnehin schwach demokratisch 

ausgeprägten Entscheidungsprozesse in diesem Bereich werden weiter ausgehöhlt. 

Bereits zuvor beobachtete Machtverschiebungen innerhalb staatlicher Strukturen zugunsten 

der Finanzbürokratie werden beschleunigt und verstärkt: Mit der verschärften Economic 

Governance wurden die Finanzministerien, die Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen  

(GD ECFIN) und das Generalsekretariat innerhalb der Europäischen Kommission sowie der 

Rat der FinanzministerInnen (ECOFIN) und die informellen Treffen der FinanzministerInnen der 

Eurogruppe mit großem Machtzugewinn in budget- und wirtschaftspolitischen Entscheidun-

gen ausgestattet. Öffentlich thematisiert wurde diese Machtverschiebung durch den damali-

gen griechischen Finanzminister Yanis Varoufakis bei den Verhandlungen über eine Verlänge-

rung des griechischen Wirtschaftsanpassungsprogramms in der Eurogruppe im Sommer 

2015: „Die Währungsunion wird von einem undurchsichtigen Gremium regiert, das nieman-

dem Rechenschaft schuldig ist und dessen Sitzungen nicht protokolliert werden. Meiner An-

sicht nach ist das ein Anschlag auf die Demokratie. [...] Es ist ein Desaster, was Europa in 

dieser Runde angetan wird“ (Handelsblatt 2015).4 

4	 Mittlerweile wurden marginale Maßnahmen bezüglich Transparenz der Eurogruppe gesetzt, die Mitglieder, Tages-
ordnung und Ergebnisse werden auf der Ratshomepage veröffentlicht. Die Eurogruppe bleibt aber weiterhin ein 
informelles Gremium mit weitreichenden Beschlussmöglichkeiten.

Geschlechterdimensionen des Umbaus im Rahmen  
der Economic Governance

„Vicious Circle“ der maskulin konnotierten Umgestaltung

Zunehmende Spaltung entlang von Gender, Klasse und Ethnizität

•	 �Aushöhlung der traditionellen repräsentativen 
demokratischen Institutionen (Parlament)

•	 �Einrichtung demokratisch nicht legitimierter, 
maskulin geprägter, nicht rechenschafts­
pflichtiger und intransparenter wirtschafts­
politischer Institutionen

•	 �Verringerung des Spielraumes durch verstärkte 
wirtschaftspolitische Regeln; alle anderen 
Politikfelder untergeordnet

•	 �„Leere Kassen“ („fiscal squeeze“)
•	 �Schwächung sozialer  

Sicherungssysteme
•	 �Marktprinzipien im  

öffentlichen Sektor
•	 �Verschiebung der Kosten auf  

private Haushalte
•	 �Verlagerung hin zu unbe- 

zahlter und informeller  
Pflege / Stabilisierungsfaktor

Maskulin- 
autoritäre

Aushöhlung der
Demokratie

Unter- 
wanderung des 

Wohlfahrts- 
staates

Wett- 
bewerbs-
agenda

•	 �Verringerung von 
Arbeitsrechten  
und -standards

•	 �Wirtschaftspolitik 
orientiert sich an 
Bedürfnissen der 
Exportindustrie;  
Bedürfnisse und 
Rechte der Menschen  
werden negiert

•	 �Destabilisierendes 
Regime des niedrigen 
Wachstums wird 
eingerichtet
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Wirtschaftspolitische Entscheidungen werden demokratischen Institutionen zunehmend 

entzogen und in ausgewählte bürokratische oder informelle Machtzentren verlagert. Sauer 

(2011, 34) nennt diese Entwicklung eine „Entöffentlichung“ von politischen Entscheidungs-

räumen. Dabei werden intransparente Prozesse geschaffen und ausgebaut, die neue Kanä-

le für einflussreiche Lobbys multinationaler Unternehmen und FinanzmarktakteurInnen er-

öffnen. Allein 1.700 FinanzlobbyistInnen in Brüssel zählte eine Studie von Wolf et al. (2014). 

Klar an der Spitze liegt hier wenig überraschend Großbritannien, also die „City of London“, 

die mit mehr als 140 Organisationen vertreten ist. Starke Player sind auch Deutschland mit 

über 80 und Frankreich mit mehr als 60 Organisationen (vgl. Wolf et al. 2014). 

Der Anteil von Frauen und ihr Einfluss in traditionellen demokratischen Institutionen hat  

über die letzten Jahrzehnte langsam, aber stetig zugenommen. So liegt der Frauenanteil im 

Europaparlament nach der Wahl 2014 bei 36  %.5 Die effektive Entscheidungsmacht in 

wirtschaftspolitischen Fragen liegt aber bei den Mitgliedstaaten sowie ausgewählten EU-

Institutionen mit nach wie vor niedrigem Frauenanteil. So liegt der Frauenanteil in der Euro-

päischen Zentralbank lediglich bei 8 %, im Rat der FinanzministerInnen bei 15 % sowie  

in der Eurogruppe und der Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen der Europäischen 

Kommission bei jeweils 6 %.6 Das Europäische Parlament spielt in der Economic Gover-

nance nur eine marginale Rolle.

Diese Verschiebung ist in sich eine geschlechterpolitische, da diese finanzpolitischen Insti-

tutionen nicht nur in einem viel höheren Ausmaß von Männern dominiert sind als viele ande-

re Teile der Bürokratie, sondern auch nach wie vor von sehr maskulinen Normen und Tradi-

tionen geprägt sind (vgl. Klatzer/Schlager 2013; Schuberth 2006; Sauer 2010). In diesen 

Institutionen, Strukturen und Verfahren selbst sind traditionelle Männlichkeitsbilder und 

Wertvorstellungen hegemonialer Männlichkeit eingeschrieben (vgl. Kreisky/Löffler 2009). 

Bruff/Wöhl (2016) sprechen davon, dass eine spezifische neoliberale Form des ökonomi-

schen Wissens zur Anwendung kommt, in der die soziale Reproduktionsarbeit ausgeblendet 

wird. Diese beinhaltet auch eine gegenderte symbolische Ordnung, die bei den Diskursen 

und wirtschaftspolitischen Entscheidungen zum Tragen kommt. Geschlechtergerechtigkeit 

wird kaum thematisiert, und es wird ihr in ökonomischen Zusammenhängen im Krisendis-

kurs keine Bedeutung zugemessen. Selbst vorhandenes Wissen wird ignoriert. Obwohl pri-

vate Haushalte aufgrund der Austeritätspolitik als Systemstabilisator immer wichtiger wer-

den, da fehlende staatliche Leistungen ersetzt werden müssen, werden sie von der Politik 

nicht adressiert. Unbezahlte Arbeit, die der Kompensation fehlender Ressourcen dient und 

überwiegend von Frauen geleistet wird, ist kein Thema (vgl. Bruff/Wöhl 2016, 100 f.). Die 

stark zunehmende Überbeanspruchung von Frauen – Diane Elson (2002) nennt sie „over-

worked but underemployed“, weil sie versuchen, (schlecht) bezahlte und unbezahlte Arbeit 

in Einklang zu bringen – spielt für die EntscheidungsträgerInnen keine Rolle. Geschlechter-

sensible Budgetanalysen zeigen, dass Sozialabbau Frauen in der Regel stärker trifft, da sie 

aufgrund ihrer Betreuungspflichten, Segregation auf dem Arbeitsmarkt und gesellschaftli-

cher Diskriminierung im Durchschnitt deutlich niedrigere Erwerbseinkommen haben (vgl. 

O’Hagan/Klatzer 2018). Diese und andere Schieflagen („biases“) der Wirtschaftspolitik sind 

5	 Vgl. http://www.europawahl-bw.de/frauenanteil.html. 
6	 In der GD ECFIN sind mit Stand Januar 2019 unter den 16 SpitzenrepräsentantInnen vier Frauen (Frauenanteil  

25 %) (vgl. https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/economy-finance/ecfin_org_chart_en.pdf). Im Rat der EZB, 
dem obersten Gremium der EZB, befinden sich mit Stand Januar 2019 zwei Frauen unter den 25 Mitgliedern 
(Frauenanteil 8 %) (vgl. https://www.ecb.europa.eu/ecb/orga/decisions/govc/html/index.en.html). Am Treffen 
des ECOFIN am 4. 12. 2018 nahmen sechs Frauen und 27 Männer teil (Frauenanteil 18 %) (vgl. https://www.
consilium.europa.eu/media/37269/4-ecofin-participants.pdf). 
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Teil der „Strategic Silence“ (Bakker 1994), die auch in der Economic Governance der EU 

vorherrscht. Diese weist damit eine geschlechterpolitische Lücke auf, einen „Gender-Gover-

nance-Gap“. 

3.2	 Geschlechterpolitische Wirkungen der Transformation der Rolle des 
Staates

Die nachteiligen Folgen eines Regimewechsels in Richtung eines Wettbewerbsetatismus auf 

die Gleichstellungspolitik werden dabei ebenso ausgeblendet wie nichtökonomische gleich-

stellungspolitische Ansprüche. Genetti spricht von einer „geschlechterambivalenten Wettbe-

werbsstaatlichkeit“ (Genetti 2010, 215). Im Zuge der „Krisenpolitik“ in der Finanz- und Wirt-

schaftskrise wird der Fokus auf – geschlechterblinde und gleichstellungsriskante – Wettbe-

werbsstaatlichkeit in der EU jedoch weiter einseitig verschärft.

Das Primat der wirtschafts- und finanzpolitischen Interessen in der EU gegenüber sozialen 

Anliegen wird zunehmend verfestigt. Das Staatsverständnis ist das eines Wettbewerbsstaa-

tes, der auf internationale Standortkonkurrenz ausgerichtet ist und autoritär auftritt. Die Mas-

kulinisierung von Gesellschaft, Politik und Staat (vgl. Sauer 2010) schreitet in diesem Staats-

verständnis weiter voran. Die Veränderungen weisen folgende geschlechterrelevante Charak-

teristika auf (vgl. Genetti 2010, 142):

•	 Orientierung neoliberaler Diskurse und Praxen an männlichen Normen,

•	 Reprivatisierung und Refeminisierung von sozialen Reproduktionsaufgaben,

•	 Verschiebungen in den Bedeutungen von Privatem und Öffentlichkeit sowie

•	 Herausbildung einer neuen hegemonialen Geschlechterordnung und eines neuen 

Genderregimes im Postfordismus.

Im Zuge der Economic Governance der EU wird mit dem Verfahren bei makroökonomischen 

Ungleichgewichten7, dem Euro-Plus-Pakt8 und den Produktivitätsräten9 darauf abgezielt, die 

Ideologie des Wettbewerbsstaates stärker in den EU-Staaten zu verankern. Das Primat der 

wirtschafts- und finanzpolitischen Interessen in der EU gegenüber sozialen oder gleichstel-

lungspolitischen Anliegen wird in diesen Prozessen verfestigt. Sozialausgaben werden groß-

teils als Ballast angesehen, die die Wettbewerbsfähigkeit einschränken. 

Im Diskussionsprozess über die „Qualität öffentlicher Finanzen“ (Haberfellner/Part 2009) im 

Rahmen des Stabilitäts- und Wachstumspaktes sollen „zukunftsgerichtete“ Ausgabenberei-

che identifiziert und ausgeweitet werden. Diese sind dem Wesen nach Ausgaben, die sich 

positiv auf das Humanpotenzial einer Volkswirtschaft auswirken. „Vergangenheitsbezoge-

ne“ Ausgabenbereiche, worunter Ausgaben fallen, die keine angebotsseitigen Wachstums

impulse auslösen können, d. h. insbesondere Pensions-, Pflege- und Unterstützungsleistun-

gen und große Teile der Gesundheitsausgaben, sollen gekürzt werden. Ziel soll ein „schlan-

ker, wettbewerbsfähiger Staat“ sein. Damit kommt der Sozialstaat als solcher unter enormen 

Rechtfertigungsdruck. Nur jene Ausgaben, die strukturpolitisch insofern als „produktiv“ an-

gesehen werden, als sie die Ökonomie wettbewerbsfähiger machen, können bestehen. Ver-

meintlich „unproduktiven“ Ausgaben, unabhängig von deren sonstigen sozialpolitischen 

7	 Vgl. https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/ALL/?uri=celex%3A32011R1174. 
8	 Vgl. https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Europa/Stabilisierung_des_

Euro/Neue_wirtschaftspolitische_Steuerung/Euro_Plus_Pakt/2011-08-02-der-euro-plus-pakt.html. 
9	 Vgl. http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10083-2016-INIT/en/pdf. 
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Funktionen, droht ein Abbau. Da der Sozialstaat auf der Ausgabenseite zu den sozial Schwä-

cheren umverteilt, und dies sind aufgrund der Einkommenssituation zum überwiegenden 

Teil Frauen, treffen Kürzungen Frauen stärker. Zudem kommt es damit zu einer Rückverwei-

sung von sozialen Aufgaben in den privaten Bereich. Die Budgetpolitik dient hier als Motor 

zur Restrukturierung des Staates (vgl. Schlager/Klatzer 2008). Die Economic Governance 

beschränkt (Sozial-)Ausgaben quantitativ und qualitativ und verstärkt und befördert damit 

den Umbau. Gleichzeitig wird der Militär- und Polizeistaat ausgebaut, sowohl in der EU – mit 

einer Verpflichtung zur Erhöhung der Militärbudgets der EU-Länder – als auch in den Mit-

gliedstaaten werden öffentliche Ausgaben teilweise drastisch erhöht (vgl. Klatzer/Schlager 

2019).

4	 SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Zusammenfassend sei hervorgehoben, dass die Analyse – wie viele andere – zeigt, wie 

Gleichstellungsziele und -politiken – im besten Fall instrumentell genutzt – an den Rand ge-

drängt wurden. Dies ist einerseits auf die Maßnahmen infolge der Finanz- und Wirtschafts-

krise zurückzuführen, andererseits aber auch auf die zu kurz greifenden gleichstellungspoli-

tischen Konzepte der Union und die weiterbestehende bzw. verschärfte geschlechterpoliti-

sche Governance-Lücke in Bezug auf Gleichstellungsaspekte in der EU, insbesondere im 

Rahmen der wirtschaftspolitischen Steuerung.

Wie Schunter-Kleemann (2001, 24) in ihrer Kritik am Gender-Mainstreaming aufzeigt, be-

steht die Herausforderung für Gleichstellungspolitik darin, dass die lang anhaltenden Diskri-

minierungen von Frauen tief in Marktstrukturen, in ökonomischen Verwertungskalkülen und 

in männlichen Machtstrukturen und Segregationsinteressen verankert sind. Diese maskuli-

nen Machtstrukturen greift die EU nicht an, sondern sie verstärkt diese Machtasymmetrien 

noch weiter. Anhand der wirtschaftspolitischen Koordinierung in der EU wird deutlich, dass 

der Ansatz des Gender-Mainstreamings tatsächlich an diesen Punkten unwirksam geblie-

ben ist. Die eingeschriebenen maskulin konnotierten Normen und die geschlechterblinden 

Flecken der Wirtschaftspolitik werden mit den vorhandenen Ansätzen sowohl theoretisch 

wie auch praktisch nicht adäquat erfasst: (1) Trotz des Bekenntnisses der EU zu Gender-

Mainstreaming und der Verankerung von Gleichstellung als Querschnittsziel in den EU-Ver-

trägen spielen gleichstellungspolitische Überlegungen in der Economic Governance prak-

tisch keine Rolle. (2) Als Basis für gleichstellungspolitische Veränderungen im Bereich der 

makroökonomischen Governance bzw. wirtschaftspolitischen Regeln und Rahmenbedin-

gungen greift Gender-Mainstreaming zu kurz, da mit dem Ansatz zwar Gleichstellungs

wirkungen von Austeritätsmaßnahmen dargestellt werden können, aber der geschlechter-

politische Gehalt weder der zugrunde liegenden Konzeptualisierung von Ökonomie noch 

der Konzepte, Ziele und Regeln der Wirtschaftspolitik hinterfragt bzw. sichtbar gemacht und 

verändert wird. (3) Die Dynamik der institutionellen Rekonfiguration, die Bedeutung und 

Vertiefung vorhandener Machtstrukturen und die demokratiepolitisch bedenkliche Ver

engung der Prozesse werden ausgeblendet und auch mit Gender-Mainstreaming nicht 

adäquat fassbar. 
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Damit verstärkt sich mit dem Umbau der Economic Governance in der Krise ein längerfris-

tiger Trend (vgl. Villa/Smith 2014). Für die Lebensverhältnisse von Frauen heißt das: „Gleich-

stellung“ findet vor allem dahin gehend statt, dass es eine Angleichung in den Arbeits- und 

Sozialstandards nach unten und eine zunehmende Prekarisierung der Lebensverhältnisse 

auch für Männer gibt. Ein Verlust von Vollzeitarbeitsplätzen geht mit einer Zunahme von 

atypischen Arbeitsverhältnissen einher, grundlegende Änderungen der Arbeitszeit, Re

formen und Änderungen der Regeln für (wirtschaftlich motivierte) Kündigungen, der Struk-

turen und Verfahren der Arbeits- und der Tarifbeziehungen finden statt (vgl. Clauwaert/

Schömann 2012). 

Zusammenfassend sei daran erinnert, dass „[t]he EU is a battleground where gender equa-

lity concerns struggle against a masculine stronghold“ (Weiner/MacRae 2014, 14). Die Wirt-

schaftspolitik ist dabei von besonderer Bedeutung für Gleichstellung und die Durchsetzung 

von Frauenrechten. 

Ansatzpunkte wirksamer geschlechterpolitischer Strategien einer emanzipatorischen 

Transformation der Wirtschaftspolitik bedürfen einer vom Alltag der Lebensrealitäten her 

gedachten Transformation auf drei Ebenen (siehe Abbildung 2). Wird der Ausgangs- und 

Mittelpunkt der Überlegungen in Bezug auf die Alltagserfahrung von Frauen und Männern 

gedacht, ergibt sich die Notwendigkeit einer Neukonzeptualisierung von Ökonomie und 

damit einhergehend auch von Wirtschaftspolitik. Wie feministische ÖkonomInnen heraus-

gearbeitet haben, geht es um ein Verständnis von Ökonomie auf Basis der sozialen Repro-

duktion, einer „Care-Economy“: Nur eine Konzeptualisierung von Wirtschaft als ver- und 

vorsorgender Wirtschaft kann blinde Flecken im Bereich der Sorgetätigkeit überwinden und 

ist damit eine essenzielle Basis für Gleichstellung. Feministische Strategien, die nicht auch 

die zentrale Bedeutung der sozialen Reproduktion thematisieren, gehen an der Substanz 

gleichstellungspolitischer Strategien vorbei. 

Ein zweiter Ansatzpunkt geschlechterpolitischer Strategien ist die emanzipatorische Trans-

formation von Staatlichkeit. Während Wettbewerbsstaatlichkeit eine immanent maskulin 

geprägte Ideologie ist, geht es um die Frage, welche Organisation und welche Gestaltung 

von Staatlichkeit auf allen Ebenen – lokal, regional, national und international – mit Blick auf 

die Bedürfnisse der Menschen konzipiert werden müssen. Dabei stellt sich die Frage nach 

den Funktionen, der Rolle und der Bedeutung des öffentlichen Sektors ebenso wie jene 

nach der Gestaltung der Strukturen und Prozesse. Die öffentliche Organisation von univer-

sellen Care-Dienstleistungen für Kinder, Ältere, Kranke und Menschen mit besonderen Be-

dürfnissen, ein emanzipatorischer Um- und Ausbau des „Öffentlichen“ sowie wirksame 

Maßnahmen zur Eindämmung der Macht des Finanzsektors und multinationaler Unterneh-

men sowie zum Abbau der enormen Ungleichheit bei Vermögen und Einkommen sind da-

bei wesentliche strategische Ansatzpunkte. 

Der dritte Ansatzpunkt bezieht sich auf den Ausbau geschlechtergerechter partizipatori-

scher Institutionen und Entscheidungsprozesse. Das Konzept der Geschlechterdemokratie 

weist darauf hin, dass auch diese Dimension grundlegender anzulegen ist. Demokratie ist 

mehr als Repräsentation. Sauer/Wöhl (2011, 16) identifizieren als Voraussetzungen für 

Geschlechterdemokratie öffentliche Räume für die Diskussion über Fraueninteressen, 

Mechanismen der Vermittlung von frauenbewegten deliberativen Öffentlichkeiten in die 

Institutionen hinein sowie Lebensbedingungen, die Partizipation in einem umfassenden 

Sinn ermöglichen. 
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Abbildung 2: Ansatzpunkte geschlechterpolitischer Wirtschaftspolitik

Quelle: eigene Darstellung

Diese Triade von Ansatzpunkten liefert eine theoretische und praktisch-politische Grundlage 

für emanzipatorische Transformation. Nur wenn diese drei Ebenen – Care-Ökonomie, Ge-

schlechterdemokratie und emanzipatorisches Verständnis von Staatlichkeit – gleichzeitig im 

Blick sind, werden Fortschritte in Richtung Gleichstellung und Emanzipation tatsächlich 

möglich. Diese Triade kann neue Fundamente für eine an sozialem Ausgleich, emanzipato

rischer Gleichstellung und Solidarität orientierte Zusammenarbeit in Europa und darüber 

hinaus darstellen und gleichzeitig eine Überwindung des „Gender-Governance-Gap“ in der 

EU ermöglichen. Allerdings wäre dies mit bzw. in der EU nur durch eine grundlegende Neu-

konzeption und Neuausrichtung der institutionellen und vertraglichen Basis möglich. Da die 

vorliegenden Vorschläge zur „Vertiefung der EU“ die geschlechterpolitischen Rückschritte 

und Schieflagen weiter verstärken, ist feministisch-emanzipatorische Transformation, auch 

um die ganze Dimension der geschlechterpolitischen Lücke zu zeigen, „beyond the EU“ – 

über die EU hinaus – zu denken und zu diskutieren.

•	 �Stärkung von 
Arbeitsrechten, 
-standards und 
-löhnen basierend 
auf substanzieller 
Gleichstellung

•	 �Care-Economy basie­
rend auf Prinzipien 
der Solidarität und 
Kooperation

•	 �Frauen- und  
menschenrechts­
basierte Zugänge  
(well-being)

Emanzipatorische Transformation  
der europäischen Wirtschaftspolitik

Schaffung einer neuen Dynamik einer emanzipatorischen  
„Care-based Economy“

Arbeit in Richtung Verteilungsgerechtigkeit und Kompensation 
von Ungleichheiten zwischen Menschen, Regionen und Staaten

•	 �Stärkung der direkten und repräsentativen 
Demokratie basierend auf substanzieller 
Gleichstellung

•	 �Beschneidung der Macht multinationaler 
Konzerne und der Finanzinstitutionen

•	 �Einrichtung demokratischer, transparenter  
und partizipativer Institutionen; Vermeidung 
von Machtkonzentration

•	 �Stärkung eines demokratischen 
und partizipativen öffentlichen 
Sektors mit vielfältigen Organi­
sationsformen (z. B. Commons, 
Genossenschaften)

•	 �Starke demokratische Prinzipien 
bei öffentlichen Dienstleistungen 
und anderen Aktivitäten

•	 �Investitionspriorität in Care
•	 �Emanzipatorische Sozialver­

sicherungssysteme stärken

Gleichstellungs-
orientierte

Demokratie

Starker  
emanzipa- 
torischer  

öffentlicher  
Sektor

Kooperation
und Care-
Wirtschaft
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